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Stellungnahme zu den (Alternativ-)Anträgen betreffend  

die Bekämpfung von Kinderpornografie/sexualisierter Gewalt gegen 

Kinder und Jugendliche 

Der Schleswig-Holsteinische Richterverband bedankt sich für die Anhörung und nimmt 

wie folgt Stellung zu dem Antrag der Fraktion des SSW – Bekämpfung von Kinderpor-

nographie zu einem Schwerpunkt der Polizeiarbeit machen – (Drs. 20/28), dem Alter-

nativantrag der Fraktion der SPD – Voraussetzungen für eine effektive Bekämpfung 

der Kinderpornografie schaffen – (Drs. 20/44) sowie dem Alternativantrag der Fraktio-

nen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Ganzheitliche Bekämpfungsstrategie 

gegen sexualisierte Gewalt gegen Kinder und Jugendliche entwickeln – (Drs. 20/48). 

Der Richterverband begrüßt das Anliegen der Anträge, Maßnahmen einzufordern und 

zu entwickeln, mit deren Hilfe die Bekämpfung von Kinderpornografie bzw. von sexu-

alisierter Gewalt gegen Kinder und Jugendliche gestärkt werden kann. Dazu ist ein 

Rundumblick auf die Arbeit und die Ausstattung aller Dienste des Landes erforderlich, 

die an der Erfüllung der Aufgabe mitwirken. Von der Prävention über die Ermittlung bis 

hin zur ggf. erforderlichen strafrechtlichen Aburteilung muss ein schlüssiger Bogen 

staatlicher Maßnahmen gespannt werden. 
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Das kann nur gelingen, wenn alle beteiligten Dienste, nämlich die Polizei, die Staats-

anwaltschaft und die Gerichte hinsichtlich dieses spezifischen Kriminalitätsfeldes er-

tüchtigt werden. Es genügt nicht, an einer Stelle anzufangen, ohne gleichzeitig die 

übrigen Stellen in den Blick zu nehmen. Wird insbesondere der polizeiliche Dienst auf-

gabenspezifisch verstärkt – was zweifellos richtig und erforderlich ist – muss sich dies 

bei den Staatsanwaltschaften und Gerichten fortsetzen. Ansonsten „verpuffen“ perso-

nelle und sächliche Investitionen in den Primärbereich der Polizei auf den Stufen der 

Justiz. Das löst erfahrungsgemäß hohe Frustration bei den dienstlich Beteiligten und 

ein berechtigtes öffentliches Unverständnis aus. 

 

Für eine effektive Kriminalitätsbekämpfung ist es besonders in dem hochsensiblen 

Missbrauchsbereich erforderlich, die Justiz nicht zum „Flaschenhals“ werden zu las-

sen. Die Verfolgung von Straftaten gerade gegen besonders schützenswerte Opfer 

darf auf keinen Fall daran scheitern, dass der Justizbereich mit seinen unbestrittenen 

Personaldefiziten ausgeblendet wird. Das muss in aller Deutlichkeit gesagt werden 

und dann auch aus den vorgeschlagenenen Maßnahmenkatalogen der Anträge her-

vorgehen.   

 

In diesem Zusammenhang möchte der Verband auch auf seine Pressemitteilung vom 

15.08.2022 (Nr. 22-I) zu irregulären Haftentlassungen hinweisen, die als Anlage dieser 

Stellungnahme beigefügt ist.  

 

Der Schleswig-Holsteinische Richterverband wird sich an der weiteren Debatte zu dem 

vorliegenden, herausragend wichtigen Thema der Bekämpfung des sexuellen Miss-

brauchs engagiert beteiligen. 
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Angeklagte vor Prozessbeginn aus der U-Haft entlassen:  

Ein Alarmsignal für die Personalnot der Justiz! 
 

In Strafprozessen gilt das Gebot der Beschleunigung; sie haben Vorrang vor den anderen 

Aufgaben der Justiz. Befinden sich Angeklagte in Untersuchungshaft, gelten darüber hinaus 

strenge gesetzliche Fristen. Dann muss die Verhandlung grundsätzlich spätestens 6 Monate 

nach der Inhaftierung beginnen. Ist das nicht möglich, müssen Inhaftierte entlassen werden, 

auch wenn der Tatvorwurf noch so schwer wiegt.  

 

Mit aller Kraft versuchen Gerichte und Staatsanwaltschaften daher, derartige Fristüberschrei-

tungen zu vermeiden. Denn die im Einzelfall angeordnete Untersuchungshaft soll ja gerade 

den Strafprozess absichern, Flucht- und Verdunkelungsgefahr ausschließen und die Bevölke-

rung vor besonders gefährlichen Tätern schützen. Gelingt dies dagegen nicht mehr, droht ein 

Versagen der Strafverfolgung und ein zwangsläufiger allgemeiner Vertrauensverlust in Justiz 

und Rechtsstaat: Bürgerinnen und Bürger erwarten zu Recht, dass Straftaten zeitnah und ef-

fektiv sanktioniert werden. 

 

In Schleswig-Holstein ist es – wie in anderen Bundesländern auch – in den letzten Jahren zu 

sogenannten irregulären Haftentlassungen gekommen, weil die zuständigen Landgerichte 
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nicht mehr rechtzeitig mit der Verhandlung einzelner Haftsachen beginnen konnten. Diese für 

einen Rechtsstaat untragbare Entwicklung kommt nicht ganz überraschend. 

 

„Die aktuelle Situation macht mich betroffen“, erklärte heute die Vorsitzende des Schleswig-

Holsteinischen Richterverbandes, Dr. Christine Schmehl, vor der Presse in Kiel. „Seit Jahren 

weisen wir darauf hin, dass der Justiz in erheblichem Umfang Personal fehlt. Allein in den 

Geschäftsstellen der Gerichte und Staatsanwaltschaften liegt sogar das von der Politik aner-

kannte Fehl immer noch bei weit über 100 Kräften. Und der Personalbestand an Richterinnen 

und Richtern entspricht nicht einmal dem veralteten Standard aus dem Jahr 2014, auf den sich 

der Haushaltsgesetzgeber beruft. Seither ist der Arbeitsaufwand pro Fall aber noch einmal 

ganz erheblich gestiegen, in den großen Strafverfahren um rund 50%. Es ist mit Händen zu 

greifen, dass die gesamte Personalberechnung mit ihrem veralteten, realitätsfernen Rechen-

werk hinten und vorne nicht aufgeht.  

 

Zwangsläufig machen die Auswirkungen der Mangellage auch nicht vor den Strafgerichten 

Halt, die für die Schwerkriminalität zuständig sind. Wie überall sind die Kolleginnen und Kolle-

gen auch hier längst an ihre Grenzen gestoßen. Da nützt es auch nichts, auf die Organisati-

onsverantwortung der Gerichte für ihren Geschäftsbetrieb hinzuweisen und nach einer inter-

nen Umverteilung von Personal zu rufen. Das kann den Mangel weder beseitigen noch ka-

schieren: Wenn die Decke zu kurz ist, fehlt immer ein Stück – egal wie man sie zieht und 

wendet. 

 

Wir rufen die Landesregierung und das Parlament zum Handeln auf. Die Lage der Justiz wird 

wie überall durch den Fachkräftemangel ohnehin noch prekärer. Es darf aber nicht sein, dass 

die Kernaufgaben des Rechtsstaats wegen Personalmangels auf der Strecke bleiben. Die Bür-

gerinnen und Bürger, die hierüber entsetzt sind, haben unser volles Verständnis.“ 

 

 

Der Richterverband ist überparteilich und vertritt als größter Berufsverband mit 750 Mitgliedern die Inte-

ressen der Richterinnen und Richter, Staatsanwältinnen und Staatsanwälte. Bei Rückfragen wenden Sie 

sich gerne an den Pressesprecher oder den Geschäftsführer des Verbandes. Weitere Informationen und 

Kontaktadressen finden Sie unter www.richterverband-sh.de. 
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